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Fragen und Antworten
Welche Pflichten hat ein Betrieb im Zusammenhang mit 
der Geltendmachung der materiellen Verantwortlichkeit 
gegenüber einem bei ihm beschäftigten Werktätigen, der 
in Ausübung seiner Arbeitspflichten einem Dritten einen 
Schaden zugefügt hat?

Muß der Betrieb für das schadensverursachende • Handeln 
eines Betriebsangehörigen einstehen (§ 331 ZGB) und einem 
Dritten Schadenersatz leisten (sog. Drittschaden), so hat der 
Betriebsleiter bzw. der zuständige leitende Mitarbeiter un­
verzüglich die Ursachen und Bedingungen des Schadensr 
falls unter Mitwirkung der Werktätigen aufzudecken und 
zu beseitigen sowie Maßnahmen festzulegen, um weitere 
Arbeitspflichtverletzungen und Schäden zu vermeiden 
(§ 252 Abs. 1 AGB). Diese Verpflichtung ergibt sich u. a. 
auch daraus, daß durch die Pflicht des Betriebes zur Scha­
denersatzleistung (§§ 330 ff. ZGB) diesem ein Schaden in 
Form einer Zahlungsverpflichtung entstanden ist (§ 261 
Abs. 1 AGB). In einem solchen Fall ist grundsätzlich die 
materielle Verantwortlichkeit gegenüber dem Betriebsan­
gehörigen geltend zu machen, der den Schaden verursacht 
hat. Dabei ist nach § 253 AGB die Gesamtheit aller Um­
stände zu beachten.

In der Regel genügt die Schätzung des durch Fahrläs­
sigkeit verursachten Schadens, wenn dieser in seiner ge­
schätzten Höhe den vom Werktätigen gemäß §261 Abs. 2 
bzw. § 262 AGB höchstens zu zahlenden Schadenersatzbe­
trag übersteigt. In einem solchen Fall kann über die mate­
rielle Verantwortlichkeit abschließend entschieden werden, 
ohne daß die exakt berechnete Schadenshöhe bekannt ist.

Liegt eine solche Schätzung nicht vor oder ist sie nicht 
sofort möglich, muß der Betrieb trotzdem bis zum Ablauf 
der Frist für die Geltendmachung der materiellen Verant­
wortlichkeit (3 Monate nach Bekanntwerden des Schadens 
und des Verursachers bzw. 2 Jahre nach Eintritt des Scha­
dens gemäß § 265 Abs. 1 AGB) Antrag an die Konfliktkom­
mission stellen bzw. beim staatlichen Gericht Klage er­
heben. Über die konkrete Schadenersatzverpflichtung kann 
jedoch grundsätzlich erst dann entschieden werden, wenn 
der Betrieb das Gericht über die später festgestellte ge­
naue Schadenshöhe informiert. Das wird vor allem für sol­
che Fälle bedeutsam, in denen der geschätzte Schaden den 
monatlichen Tariflohn des Werktätigen nicht nur gering­
fügig übersteigt

Ausgehend von der erzieherischen Funktion der mate­
riellen Verantwortlichkeit ist jedoch über die geltend ge­
machte materielle Verantwortlichkeit so schnell wie mög­
lich zu entscheiden. Geschieht das nicht, wird die Erzie­
hungswirkung beeinträchtigt. Deshalb ist der Betrieb ver­
pflichtet, im Zusammenhang mit der Feststellung der Scha­
denshöhe (die ja für die Differenzierung gemäß § 253 AGB 
von maßgeblicher Bedeutung ist) bei einem Drittschaden 
den Geschädigten zu veranlassen, den genauen Schaden 
mitzuteilen bzw. sich dazu zu äußern, welcher Schaden­
ersatz gefordert oder ob ggf. darauf verzichtet wird. Teilt 
der Geschädigte nicht in einer angemessenen Frist die ge­
naue Schadenshöhe mit, dann ist es unbedenklich, wenn 
der Betrieb — auch bei geringerer Schadenshöhe als dem 
monatlichen Tariflohn des Werktätigen — von dem 
geschätzten Schaden ausgeht und auf dieser Grundlage eine 
Entscheidung der Konfliktkomission bzw. des staatlichen 
Gerichts beantragt.

Diese Verfahrensweise ist vor allem unter Beachtung 
der Differenzierungskriterien gemäß §253 AGB zulässig.

Solte sich ausnahmsweise später heraussteilen, daß der 
tatsächliche Schaden niedriger als der geschätzte und auch 
niedriger als der vom Gericht festgelegte Schadenersatz­
betrag ist, oder daß der Betrieb überhaupt keinen Schaden

erlitten hat, weil der Geschädigte keine Schadenersatzfor­
derung geltend gemacht bzw. darauf verzichtet hat, dann 
zahlt der Betrieb unter Anwendung von §356 ZGB den 
zuviel erhaltenen Schadenersatzbetrag an den Werktätigen 
zurück.

Dr. G. Ki.

Kann einem Werktätigen aus disziplinarischen Gründen 
eine andere Arbeit übertragen werden?

Kann ein Werktätiger wegen der ihm zur Last gelegten 
Arbeitspflichtverletzung nicht mehr mit der vereinbarten 
Arbeitsaufgabe beschäftigt werden, so kann ihm der Be­
trieb bis zum Abschluß des Disziplinarverfahrens eine an­
dere Arbeit übertragen (vgl. § 256 Abs. 6 AGB). Die vorüber­
gehende Übertragung einer anderen Arbeit ist jedoch mit 
dem Abschluß des Disziplinarverfahrens zu beenden. Sollte 
die Pflichtverletzung des Werktätigen so schwerwiegend 
sein, daß damit die zur Ausübung seiner vereinbarten Ar­
beitsaufgabe notwendigen Grundvoraussetzungen nicht 
mehr gegeben sind, dann ist der Arbeitsvertrag wegen 
Nichteignung entsprechend der gesetzlichen Regelung zu 
ändern oder aufzulösen.

Das kann z. B. einen Leiter betreffen, dessen Verhalten 
es unmöglich macht, ihn weiterhin mit der Leitung eines 
Kollektivs zu betrauen (vgl. z. B. OG, Urteil vom 16. Mai 
1975 - Za 11/75 - NJ 1975, Heft 14, S. 433). Die Änderung 
des Arbeitsrechtsverhältnisses wird auf Grund der einge­
tretenen Nichteignung notwendig und steht in unmittel­
barem Zusammenhang mit dem pflichtwidrigen Verhalten. 
Das AGB sieht jedoch die „Umsetzung“ als Disziplinar- 
maßnahme nicht vor (vgl. hierzu auch A. L a n g a n k e ,  
„Dem Werktätigen soll vorübergehend eine andere Arbeit 
übertragen werden“, Arbeit und Arbeitsrecht 1980, Heft4, 
S. 173).

Dr. W. K.

Unter welchen Voraussetzungen kann bei Arbeitsunfähig­
keit wegen Krankheit Krankengeld nicht oder nur teil­
weise gewährt werden?

Jeder Werktätige ist verpflichtet, bei Erkrankung die ärzt­
lich verordneten Behandlungsmaßnahmen gewissenhaft 
zu befolgeri, den Heilungsprozeß zu fördern und Leistun­
gen der Sozialversicherung nicht zu mißbrauchen. Bei gro­
ben oder wiederholten Verstößen gegen diese Pflichten 
kann die BGL bzw. die Verwaltung der Sozialversicherung 
entscheiden, daß Leistungen der Sozialversicherung ganz 
oder teilweise nicht gewährt bzw. zurückgefordert werden. 

Kein Anspruch auf Krankengeld besteht
— bei verspäteter Meldung der Arbeitsunfähigkeit bis 

zum Tag der Meldung,
— für die Dauer der unbegründeten Nichtbefolgung der

Überweisung zur Vorstellung bei der Ärzteberatungs­
kommission, X

— beim Verlassen des Wohnorts ohne vorherige Zustim­
mung der BGL oder der zuständigen Verwaltung der 
Sozialversicherung für die Dauer der Abwesenheit vom 
Wohnort,

J
— wenn der Werktätige es schuldhaft unterläßt, einen 

Aufenthaltswechsel innerhalb des Wohnorts zu melden, 
bis zum Tag der Meldung (§ 81 Abs. 1 SVO).
Wird -nach Prüfung der Ursachen eine schuldhafte 

Pflichtverletzung festgestellt, ist dem Werktätigen schrift­
lich unter Angabe der Gründe mitzuteilen, daß kein An­
spruch auf Krankengeld besteht. Dieser Bescheid hat eine 
Rechtsmittelbelehrung zu enthalten. Auch wenn eine


